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	Praktiker-Erfahrungsaustausch im Rahmen der Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes am 30. und 31. März 2006 


3. Thema: Humanitäre Aufenthalte, Bleiberechtsregelungen, Asylverfahren, Illegalität

3.1 Humanitäre Aufenthalte

Der Aufenthalt aus humanitären Gründen ist seit dem 01.01.2005 in § 25 AufenthG geregelt:

3.1.1 § 25 Abs. 1 AufenthG – Asylanerkennungen, drei Jahre Aufenthaltserlaubnis, Widerruf/Rücknahme nach § 73 Abs. 2 a AsylvfG, Widerruf des Aufenthaltstitels durch ABH nach § 52 Abs. 1 Ziff. 4 AufenthG möglich

· Zahlen
In 2005 lag die Quote der Asylanerkennungen bei 0,9 %, in 2004 bei 1,5 %. Der Rückgang ist auf die zum Teil eingetretenen Veränderungen der politischen Lage in den HKL zurückzuführen.

Entscheidungen Widerrufs-/Rücknahmeverfahren in 2005 insgesamt:
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davon Irak:
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           Afghanistan:
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Entscheidungen Widerruf/Rücknahme Art. 16a GG in 2005 insgesamt:


    2.631

· Vollzugsfragen

Stärkste HKL bei Widerruf sind: Irak, Türkei, Serbien-Montenegro, Sri Lanka, Afghanistan. Die Einleitung von Widerrufsverfahren orientiert sich z.B. bei Afghanistan im Rahmen eines abgestuften Verfahrens an der Beschlusslage der IMK, wonach vorrangig die Anerkennungen von Straftätern und solchen Personen überprüft werden, die sich in jüngerer Vergangenheit wiederholt im Heimatland aufgehalten haben. Gemäß IMK-Beschluss werden zudem prioritär auch Widerrufe für ledige Männer zwischen 18 und 65 Jahren geprüft.

· Rechtsprechung

Das BVerwG hat in seinem Urteil vom 01.11.2005 ausgeführt, dass § 73 Abs. 2 a AsylVfG n.F. eine zukunftsorientierte Regelung darstelle. Sie könne sich nur auf Fälle beziehen, in denen bei Inkrafttreten der Vorschrift weder ein Widerruf noch eine Rücknahme erfolgt war. Offengelassen hat das BVerwG, ob die Vorschrift erst in Widerrufsverfahren zu beachten ist, die auf Anerkennungen erfolgen, die nach dem 01.01.2005 ausgesprochen worden sind.

3.1.2 § 25 Abs. 2 AufenthG – Aufenthaltserlaubnis wegen Flüchtlingsanerkennung nach § 60 Abs. 1 AufenthG

· Zahlen

In 2005 lag die Quote der Gewährung von Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 1 AufenthG bei 4,3 % , in 2004 (§ 51 Abs. 1 AuslG alt) bei 1,8 %. Von den in 2005 insgesamt ergangenen 2.053 positiven Feststellungen zu § 60 Abs. 1 AufenthG entfielen 76 % auf den Familienabschiebeschutz nach § 26 Abs. 4 AsylVfG.

Entscheidungen Widerruf/Rücknahme zu § 60 Abs. 1 AufenthG in 2005:

6.932

Geschlechtsspezfische Verfolgung in 2005 (positive Entscheidungen zu § 60 Abs. 1 AufenthG):

Insgesamt:                    59 Personen

- davon staatliche:        26 Personen

- davon nichtstaatl.:      33 Personen

In 17 weiteren Fällen vorgetragener geschlechtsspezifischer Verfolgung wurde eine positive Feststellung nach § 60 Abs. 7 AufenthG getroffen.

Nichtstaatliche Verfolgung 2005 (positive Entscheidungen zu § 60 Abs. 1 AufenthG):

Insgesamt:                     65 Personen

· Rechtsfolgenabschätzung/Fazit

Ein Vergleich der bereinigten Schutzquote zu § 60 Abs. 1 AufenthG (ohne Familienabschiebeschutz) mit der Schutzquote zu § 51 Abs. 1 AuslG alt zeigt, dass die Neuregelung des § 60 Abs. 1 AufenthG (staatl., nichtstaatl., geschlechtsspezifische Verfolgung) keine Auswirkungen auf die Schutzquote des § 60 Abs. 1 AufenthG hat. Während die Schutzquote nach § 51 Abs. 1 AuslG alt in 2004 ca. 1,8 % betragen hat, liegt die bereinigte Schutzquote zu § 60 Abs. 1 AufenthG in 2005 bei ca. 0,9 %. Dies ist auf die zum Teil eingetretenen Veränderungen der politischen Lage in den HKL zurückzuführen.

Im Hinblick auf § 73 Abs. 2 a AsylVfG wird das Bundesamt im Laufe von 2007 mit vorbereitenden Prüfungen beginnen, um der gesetzlichen Pflicht zu genügen. Der Focus liegt hierbei auf Personen mit einer Asylanerkennung nach dem 01.01.2005 (in 2005 76 Personen) und anerkannten Flüchtlingen nach § 51 AuslG alt bzw. § 60 Abs. 1 AufenthG, bei denen die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis (Verfestigung des Aufenthaltes) ansteht.

3.1.3 § 25 Abs. 3 Satz 1 AufenthG – Aufenthaltserlaubnis bei Gewährung von subsidiärem Schutz nach § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 AufenthG

· Zahlen

In 2005 lag die Quote der Feststellung von subsidiärem Schutz nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG bei 1,4 %, in 2004 (§ 53 Abs. 1 bis 6 AuslG alt) bei 1,6 %.

In 2004 wurden 3.785 isolierte Anträge nach § 53 Abs. 1 bis 6 AuslG alt, in 2005  2.780 isolierte Anträge nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG beim Bundesamt gestellt.

Entscheidungen Widerruf/Rücknahme zu 

§ 60 Abs. 2, 3, 5, 7 AufenthG in 2005:

1.016

· Beteiligung des Bundesamtes nach § 72 Abs. 2 AufenthG bei Feststellung von subsidiärem Schutz nach § 60 Abs. 7 AufenthG durch die ABHen

Im Jahr 2005 gab es hierzu 2.292 Anfragen; 1.624 Stellungnahmen wurden vom Bundesamt gefertigt. Hauptherkunftsländer sind Serbien und Montenegro sowie Bosnien und Herzegowina. Ganz überwiegend wird das Vorliegen einer posttraumatischen Belastungsstörung vorgetragen. Inhaltlich werden auch schwerpunktmäßig Abschiebungsverbote wegen der allgemeinen Lage einer Minderheit, aber auch Herz-Kreislauferkrankungen oder Epilepsie geltend gemacht.

	Bearbeitungsdauer § 72 Abs. 2 AufenthG 2005

	Erledigung innerhalb
	1 Monat
	3 Monate
	6 Monate

	
	39,5 %
	63,5 %
	90,5% 


3.1.4 § 25 Abs. 4 und 5 AufenthG - Aufenthaltserlaubnis wegen dringender humanitärer oder persönlicher Gründe, wegen erheblichen öffentlichen Interessen oder wegen Unmöglichkeit der Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen

Die Rechtsprechung betrifft hier ganz überwiegend die Frage, ob ein Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG besteht. Dabei geht es häufig darum, ob den Betroffenen eine freiwillige Ausreise zumutbar ist. Diese Problematik war auch schon bei der Regelung nach § 30 Abs. 3 AuslG alt relevant. Soweit hier zielstaatsbezogene Gründe geltend gemacht werden, können diese bei (ehemaligen) Asylbewerbern nur gegenüber dem Bundesamt geltend gemacht werden. Bei der Zumutbarkeitsfrage ist der Schutz von Ehe und Familie einzubeziehen. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Prüfung der allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen, wie etwa Passpflicht und Ausweisungsgründe, im Verhältnis zu den speziellen Voraussetzungen.

Nach Auffassung des OVG Niedersachsen findet § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG entgegen der Vorläufigen Anwendungshinweise des BMI auch auf vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer Anwendung.

3.1.5 Kettenduldungen

Entgegen der ursprünglichen Fassung des Zuwanderungsgesetzes wurden Kettenduldungen nicht vollständig abgeschafft. 

3.2 Bleiberechtsregelungen

Von dieser Möglichkeit ist verschiedentlich durch Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Innenminister und –senatoren durch den Erlass von Altfall- oder Härtefallregelungen Gebrauch gemacht worden. So wurde zuletzt mit IMK-Beschluss vom 19.11.1999 ein Bleiberecht für Asylbewerber mit langjährigem Aufenthalt beschlossen. Als begünstigter Personenkreis und damit als „Altfall“ wurden in dieser Regelung Familien und Alleinstehende mit Kindern, die vor dem 01.07.1993 eingereist sind sowie Alleinstehende bei Einreise vor dem 01.01.1990 festgelegt.

Der Erlass einer weiteren „Altfallregelung“ wird derzeit diskutiert.

3.3 Asylrecht

· Verfahrensdauer
Gesamtbearbeitungsdauer 2004/2005

	
	1 Monat
	3 Monate
	6 Monate

	
	Ist


	Ist


	Ist



	2004 

alle HKL
	34,4 %
	62,4 %
	80,2 %

	2005 

alle HKL
	27,8 %
	63,2 %
	81,6 %


Anmerkung: Berücksichtigt wurden die ab dem 01.01.2003 gestellten Asylanträge (Umstellung der Statistik von Verfahrens- auf Bearbeitungsdauer). Bei der Berechnung der Bearbeitungsdauer bleiben für HKL, die mit einem Entscheidungsstopp belegt werden, die Zeiten des Entscheidungsstopps unberücksichtigt.

Gründe für den Rückgang im Bereich der einmonatigen Verfahrenserledigungen sind:

· Deutlich verringerte Aktenumlaufmenge sowie Verdichtung schwieriger Fälle.

· 28 % aller Erstanträge betreffen Meldungen der ABH’en nach § 14a Abs. 2 AsylVfG (Familieneinheit). Diese Fälle können i.d.R. auf Grund des erforderlichen zu gewährenden rechtlichen Gehörs und abzuwartender Rückantworten der Eltern nicht innerhalb eines Monats erledigt werden. 
Anstieg der Anhörungen in Folgeverfahren (Zunahme informatorischer Anhörungen gerade auch hinsichtlich Vortrag von gesundheitlichen Abschiebungshindernissen).
3.3.1 Familieneinheit § 14a AsylVfG

· Zahlen

Im Jahr 2005 wurden insgesamt 8.110 Asylantragsfiktionen nach § 14a AsylVfG registriert. Bei 28.914 Asylerstanträgen lag die Quote der § 14a-Fälle damit bei ca. 28%. Nach Einschätzung der Außenstellen des Bundesamtes entfallen über 90% aller § 14a-Fälle auf sogenannte Altfälle nach Abs. 2, die von den Ausländerbehörden gemeldet werden. Altfälle sind solche, in denen die Einreise oder Geburt des Kindes vor dem 01.01.2005 lag.

· Vollzugsfragen

Die Verteilung der Asylantragsfiktionen auf die Bundesländer lässt vermuten, dass von der Neuregelung unterschiedlich Gebrauch gemacht wird. So entfallen 2.513 Asylantragsfiktionen auf NRW, 1.505 auf Niedersachsen, 1.084 auf Baden-Württemberg und 711 auf Hessen. Für Brandenburg wurden lediglich 38 Asylantragsfiktionen registriert.

· Rechtsfragen

Der § 14a Abs. 2 AsylVfG ist nach seinem Wortlaut zunächst auf alle Kinder anwendbar, die seit dem 01.01.2005 einreisen oder in Deutschland geboren werden, wenn ein Elternteil nach Stellung eines Asylantrages eine Aufenthaltsgestattung besitzt oder sich nach Abschluss seines Asylverfahrens ohne Aufenthaltstitel oder mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG im Bundesgebiet aufhält. Der § 14a Abs. 2 AsylVfG wird vom Bundesamt auch auf Fälle angewendet, bei denen der Zeitpunkt der Geburt/Einreise des Kindes zwar vor dem 01.01.2005 liegt, die Anzeige jedoch nach dem In-Kraft-Treten der Neuregelung erfolgt. 

3.3.2 Mitwirkungspflichten bei der Weiterleitung (§§ 20 Abs. 2, 22 Abs. 3, 23 Abs. 2 AsylVfG)

· Zahlen

Das Bundesamt hat im Jahr 2005 insgesamt 99 Asylerstanträge als Asylfolgeantrag bewertet. Im Verhältnis zu 28.914 Asylerstanträgen ergibt sich für die fiktiven Folgeanträge lediglich eine Quote von etwa 0,34%. Dies zeigt, dass die Regelungen keine größere praktische Relevanz haben.

· Vollzugsfragen

Die für die Anwendung der Regelung erforderlichen Belehrungen hat das Bundesamt den Bundesländern in deutsch und in den 55 Hauptherkunftssprachen zur Verfügung gestellt. Außerdem sind die Belehrungen auch im Internet eingestellt. Alle Behörden, die einen Asylsuchenden weiterleiten, können darauf zugreifen.

3.3.3 Familienabschiebungsschutz nach § 26 Abs. 4 AsylVfG

· Zahlen

Im Jahr 2005 hat das Bundesamt insgesamt 1.614 Personen Familienabschiebungsschutz gewährt. Dies sind 76 % aller positiven Entscheidungen zu § 60 Abs. 1 AufenthG in 2005.

· Regelungsbedarf

Im Entwurf des Zweiten Änderungsgesetzes ist vorgesehen, die Jahresfrist des Abs. 2 Satz 2 zu streichen. Dadurch könnten auch Kinder den Status noch erhalten, die nach der bisherigen Regelung keinen Anspruch hatten. Auch diese Rechtsänderung könnte im Wege eines Folgeantrages geltend gemacht werden.

· Fazit

Die Regelung des Familienabschiebungsschutzes hat in der Praxis keine besonderen Probleme aufgeworfen, das Bundesamt hat in anhängigen Klageverfahren abgeholfen soweit die Eltern oder Ehegatten bereits Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 AuslG erhalten hatten und diese Entscheidung nicht zu widerrufen war.

3.3.4 Nachfluchttatbestände nach § 28 Abs. 2 AsylVfG

· Zahlen

Zu der Anzahl der Fälle, in denen eine positive Entscheidung nach § 60 Abs. 1 AufenthG wegen der Regelung des § 28 Abs. 2 AsylVfG nicht erfolgen konnte, lassen sich keine Angaben machen, da die Entscheidungsgründe statistisch nicht gesondert auswertbar sind. Eine Rechtsfolgenabschätzung ist daher nicht möglich.

· Rechtsfragen 

Insbesondere UNHCR sieht in der Vorschrift eine Regelvermutung, dass dem Betroffenen keine Verfolgung droht. Wird im Verfahren eine drohende Verfolgung festgestellt, solle eine Flüchtlingsanerkennung erfolgen. Diese Auffassung lässt sich allerdings mit dem Wortlaut der Vorschrift nicht vereinbaren.

3.3.5 Widerruf/Rücknahme – Regelüberprüfung nach § 73 Abs. 2a AsylVfG

· Rechtsfragen

Die Drei-Jahres-Frist des § 73 Abs. 2a AsylVfG beginnt bei „Altfällen“, bei denen vor dem 01.01.2005 die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG festgestellt wurden, mit dem 01.01.2005 zu laufen, da die Zeiten einer Aufenthaltsbefugnis mangels Übergangsvorschrift bei der Drei-Jahres-Frist nicht angerechnet werden. Die Überprüfung ist wegen der Akzessorität zu § 26 Abs. 3 AufenthG somit erst Ende 2007 erforderlich und sinnvoll (enger zeitlicher Zusammenhang zwischen Regelüberprüfung und Erteilung der Niederlassungserlaubnis).

Im Hinblick auf den in § 60 Abs. 1 AufenthG aufgenommenen Verweis auf die GFK wurde außerdem vertreten, wegen der „Wegfall-der-Umstände-Klausel“ des Art. 1 C Nr. 5 Satz 1 GFK könne beispielsweise bei Kosovo, dem Irak und Afghanistan kein Widerruf der Flüchtlingsanerkennung erfolgen, da in diesen Ländern keine staatliche Herrschaftsmacht vorhanden sei, die Schutz vor Verfolgung gewähren könnte.

· Rechtsprechung

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 01.11.2005 dargelegt, dass § 73 Abs. 2a AsylVfG auf vor dem 01.01.2005 ergangene Widerrufsentscheidungen keine Anwendung finde. Das Gericht hat dabei offen gelassen, ob die Regelung darüber hinausgehend nur für den Widerruf von Anerkennungsbescheiden gelten soll, die nach dem 01.01.2005 ergangen sind.

Außerdem hat das BVerwG klar gestellt, dass § 73 Abs. 1 AsylVfG seinem Inhalt nach Art. 1 C Nr. 5 Satz 1 GFK entspricht. Dies entspricht der vom Bundesamt vertretenen Position.

3.3.6 Nichtstaatliche Verfolgung bei § 60 Abs. 1 AufenthG

· Rechtsfragen/Rechtsprechung

Zur Auslegung des Begriffs der nichtstaatlichen Verfolgung vertritt das VG Regensburg die Auffassung, der Tatbestand des § 60 Abs. 1 AufenthG setze voraus, dass die Verfolgung von Gruppen ausgehe, die dem Staat oder den Parteien oder Organisationen ähnlich seien. Dies sei jedoch bei Verfolgung durch Familienmitglieder nicht der Fall. Das OVG Schleswig-Holstein hat mit Beschluss vom 26.08.2005 in einem Verfahren wegen Blutrache/Ehrenmord die Berufung zugelassen, um grundsätzlich zu klären, ob Privatpersonen nichtstaatliche Akteure im Sinn von § 60 Abs. 1 Satz 4c) AufenthG sein können.

· Fazit

Die Rechtsprechung des VG Regensburg stellt eine Mindermeinung dar, die weder vom Bundesamt noch von der übrigen Rechtsprechung geteilt wird. Der Hauptanwendungsfall der Neuregelung, eine staatliche Schutzunfähigkeit, insbesondere in einer Bürgerkriegssituation, spielt in der Praxis bisher nur eine untergeordnete Rolle 

3.3.7 Geschlechtsspezifische Verfolgung bei § 60 Abs. 1 AufenthG

· Zahlen

Von den im Jahr 2005  439 erfolgten positiven Feststellungen nach § 60 Abs. 1 AufenthG (ohne Familienabschiebe-schutz) wurde in 26 Fällen (Personen) eine staatliche und in 33 Fällen eine nichtstaatliche geschlechtsspezifische Verfolgung bejaht.

· Rechtsprechung

Der Rechtsprechung lässt sich noch keine klare Tendenz entnehmen. Der Hessische VGH hat in seinem Urteil vom 23.03.2005 im Hinblick auf drohende Genitalverstümmelung in Sierra Leone alle Frauen in diesem Land als soziale Gruppe eingestuft. Das VG Frankfurt/Main hat dies mit Urteil vom 23.08.2005 entsprechend für Frauen in Pakistan entschieden. Alleinstehende Frauen aus Afghanistan, die Opfer außerehelicher Übergriffe wurden, hat das VG Dresden als soziale Gruppe definiert.

3.4 Illegalität

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird zu diesem Themenkomplex eine Forschungsstudie „Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutschland“ im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerkes herausgegeben.

3.4.1 Es gibt keine Legaldefinition, sondern lediglich Regelungen für Einreise und Aufenthalt.

3.4.2 Vollzugsfragen im Zusammenhang mit ed-Behandlung bei illegal aufhältigen Migranten

Ermächtigungsgrundlage für die ED-Behandlung illegal aufhältiger Ausländer in Deutschland war zunächst § 41 AuslG, jetzt § 49 Abs. 7 AufenthG jeweils i.V.m. Art. 11 EURODAC-VO. Danach ist die Identität eines Ausländers, der das 14. Lebensjahr vollendet hat und sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet aufhält, durch Abnahme der Abdrücke aller zehn Finger zu sichern, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er einen Asylantrag in einem anderen Migliedstaat der Europäischen Gemeinschaften gestellt hat. Diese Anhaltspunkte sind im AufenthG leider nicht näher beschrieben. Nach Art. 11 Abs. 1 Ziff. 1c EURODAC-VO ist eine Überprüfung in der Regel begründet, wenn der Ausländer seine Abschiebung zu verhindern versucht, indem er es ablehnt, bei der Feststellung seiner Identität mitzuwirken, vor allem, indem er keine oder gefälschte Ausweispapiere vorlegt. Dies ist vielen Polizeidienststellen nicht bekannt. Das Bundesamt wird für Ausländer- und Polizeidienststellen Schulungen durchführen; die erste Schulung fand bereits am 15.03.2006 in Bochum für die ABHen Bochum und Herne sowie die umliegenden Polizeidienststellen statt.

3.4.3 Aufgaben des Bundesamtes im Zusammenhang mit Illegalität

· Verteilung unerlaubt eingereister Ausländer, § 15 a AufenthG (VilA)

· REAG - Programm

· Härtefallkommissionen

3.4.4 Zahlen

Es ist auf Grundlage der verfügbaren statistischen Daten nicht möglich, die Anzahl der illegal aufhältigen Migranten in Deutschland exakt zu bestimmen. Als absolute Untergrenze dürfte die Zahl von 100.000 Personen gelten – als Obergrenze ist verschiedentlich von bis zu einer Million illegal Aufhältiger die Rede.

- Ausreisepflichtige Ausländer ohne Duldung (AZR, Stand 15.12.2005): 104.572

- Ausreisepflichtige Ausländer mit Duldung (AZR, Stand 15.12.2005):    192.155

- Polizeiliche Aufgriffe
 von unerlaubt eingereisten Ausländern in 2004:    18.215

- Aufgriffsfälle im Rahmen des Dublinverfahrens
:

	Jahr
	Anzahl Aufgriffsfälle Dublin - DÜ + Dublin II (monatl. Durchschnitt)

	2003
	1.353 (113)

	2004
	2.394 (200)

	2005
	2.403 (200)


Die hohe Anzahl an Aufgriffsfällen seit 2004 wird auf inzwischen vermehrt durchgeführten EURODAC-Abgleich durch die Polizei auf Bundes- und Landesebene zurückgeführt.

Deutschland erzielte beim Abgleich der Fingerabdruckdaten illegal in Deutschland aufhältiger Drittausländer mit Asylbewerberdaten besonders viele EURODAC-Treffer (3.400 im Jahr 2005); es ist damit im europaweiten Vergleich mit Abstand führend. Die daraus resultierende, relativ hohe Anzahl an Übernahmeersuchen soll durch gezielte Dublin-Schulungsmaßnahmen in 2006 bei Polizei- und Ausländerbehörden noch weiter gesteigert werden (s.o.).

Auswertung der 2005 von Deutschland erzielten EURODAC-Treffer (ET) beim Abgleich der Daten illegal aufhältiger Ausländer mit Asylbewerberdaten:

Hierzu existiert keine bundesamtseigene Statistik, da diese Personengruppe nicht zu den Asylbewerbern in Deutschland gehört und nur insoweit in MARiS erfasst ist, als für diese Übernahmeersuchen an andere Mitgliedstaaten gestellt und somit zuvor Aufgriffsakten angelegt wurden. Aus diesem Grund ist hier die Kommissionsstatistik von besonderem Interesse. Wie aus der folgenden Kurzübersicht erkennbar, erzielte Deutschland hier – wie in 2003 und 2004 – mit Abstand die meisten Treffer:

	Rang
	Mitgliedstaat
	Erzielte ET CAT 3- CAT 1
*

	1
	Deutschland
	3.400

	2
	Niederlande
	1.950

	3
	Norwegen
	1.134

	4
	Tschechische Republik
	432

	5
	UK
	250


*Angaben lt. Kommissionsstatistik

Die Mitgliedstaaten, mit denen 2005 die meisten ET erzielt wurden, sind folgende:

	Mitgliedstaat
	Erzielte ET anderer Mitgliedstaaten *
	ET  DE’s *(Rang in DE)

	Österreich
	1.208
	769 (1)

	Schweden
	1.142
	504 (2)

	Frankreich
	1.014
	373 (3)

	Belgien
	864
	317 (4)

	Deutschland
	800
	entfällt


*Angaben lt. Kommissionsstatistik

3.4.5 Soziale und rechtliche Lage

Illegal aufhältige Migranten haben in gewissem Umfang soziale Rechte:

3.4.6 Positionen zum Umgang mit illegaler Einwanderung und illegalem Aufenthalt

Grundsätzlich lassen sich in der deutschen Diskussion eine „ordnungsrechtliche“ und eine „menschenrechtlich“ orientierte Position unterscheiden. Erstere wird durch das BMI und die Innenministerien der Länder vertreten, während letztere von zivilgesellschaftlichen Akteuren (Kirchen, Wohlfahrtsverbände) betont wird. Ordnungs- und menschenrechtlich orientierte Auffassungen stehen in einem Spannungsverhältnis zueinander und werden oft als unvereinbar betrachtet.

Es gibt aber auch Vorschläge für eine „duale Perspektive“, d.h. für eine pragmatische Politik, die zwei Ziele verfolgt: Einerseits sollen illegale Einreisen und Aufenthalte im Ansatz vermieden werden, andererseits geht es um die Vermeidung sozialer Härten, die im Zusammenhang mit bestehender aufenthaltsrechtlicher Illegalität auftreten.

Gesamtwürdigung des ZuwG:

· Die Anwendung von § 26 Abs. 4 AsylVfG (Familienabschiebeschutz) ist bisher unproblematisch.

· Dublin-Fälle gemäß §§ 26a Abs. 1, 34a, 29 Abs. 3, 35, 36 AsylVfG

Die Veränderungen für die Praxis ergeben sich u.a. aus den erheblichen Fristverkürzungen, der verstärkten Bedeutung des Gundsatzes der Familieneinheit und insbesondere der Unterstützung durch EURODAC. Im Übrigen ist festzustellen, dass das Inkrafttreten des ZuwG für das Dublinverfahren keine weitergehenden Auswirkungen mit sich gebracht hat.

· Ein Vergleich der bereinigten Schutzquote zu § 60 Abs. 1 AufenthG (ohne Familienabschiebeschutz) mit der Schutzquote zu § 51 Abs. 1 AuslG (alt) zeigt, dass die Neuregelung des § 60 Abs. 1 AufenthG (staatliche, nichtstaatliche, geschlechtsspezifische Verfolgung) nur wenig Auswirkungen auf die Schutzquote des § 60 Abs. 1 AufenthG hat.
· Die Beteiligung des Bundesamtes durch die Ausländerbehörden bei Entscheidungen über das Vorliegen zielstaatsbezogener Abschiebungshindernisse hat sich auf Grund der besonderen Sachkunde des Bundesamtes über die Verhältnisse in den Herkunftsländern bewährt (§ 72 Abs. 2 AufenthG).

Perspektiven:

· Elektronischer Rechtsverkehr

Für 2006 ist im BAMF ein Pilotverfahren mit einer begrenzten Teilnehmeranzahl geplant, dessen Evaluierung Anfang 2007 erfolgen soll. Im Asylverfahren erfolgt derzeit im begrenzten Umfang ein Austausch elektronischer Dokumente/ Akten auf Basis e-mail / Julia (abgesicherter e-mail-Versand) mit den VG`s in Rheinland-Pfalz und in Nordrhein-Westfalen mittels des elektronischen Gerichtspostfaches mit dem VG Minden und dem OVG Münster. Das Asylbearbeitungssystem des BAMF ist aktuell auf eine Nutzung der virtuellen Poststelle umgestellt worden. Diese Komponente wird in der Praxis aktuell aber noch nicht eingesetzt. Die Zusammenarbeit mit den Bundesländern im Rahmen einer technischen Evaluation sollte weiter ausgebaut werden.

· § 5 AsylVfG

Die Neufassung des § 5 AsylVfG im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes besagt, dass nicht mehr der (hinsichtlich des Entscheidungstenors insoweit weisungsungebundene) Einzelentscheider die Asylentscheidung trifft, vielmehr „entscheidet das Bundesamt“ über Asylanträge einschließlich der Feststellungen zu § 60 Abs. 1 AufenthG. Der Gesetzgeber erwartet, dass das Bundesamt hieraus Konsequenzen zieht; denn es bestehen nun völlig neue Gestaltungsmöglichkeiten, die Ablauf- und Aufbaustrukturen für den Entscheidungsprozess zu ordnen. Ein Probelauf zur Einführung einer Teamstruktur in das Asylverfahren ab dem 01.08.2005 stellte in diesem Sinne den ersten Schritt dar.

Ausblick:

Die Abschichtung von Aufgabenmodulen auf Mitarbeiter des mD hat sich bewährt und wird kurzfristig in allen Außenstellen, unabhängig von der Größe, eingeführt werden. Mittlere und große Außenstellen führen Teams zur Verfahrens- und Prozessbearbeitung unter fachlichen Koordinatoren A13g / hD ein, denen Mitarbeiter des mD fest zugeordnet werden. Den Außenstellen wird freigestellt, ob ein gemeinsames Verfahrens- und Prozessteam installiert wird oder getrennte Teams gebildet werden. Das Konferenzmodell ist ein wöchentlich zusammentretendes Gremium aus den SB-Asyl unter Leitung des Referenten. Hier werden im Rahmen von Besprechungen Arbeitspensen, Leit- und Präzedenzfälle erörtert sowie grundsätzliche Entwicklungen (z.B. Rechtsprechung) bzw. Rahmenrichtlinien dargestellt. Dies erleichtert u.a. die Einführung von Gesetzesnovellen, Dienstanweisungen, Änderungen in der Rechtsprechung. Die Steuerung des Asylverfahrens wird somit unterstützt, die Qualität gesteigert, das Verfahren beschleunigt.

· § 72 Abs. 2 AufenthG

Die Zusammenarbeit mit den Bundesländern in Sicherheitsfragen und bei der Beteiligung nach § 72 Abs. 2 AufenthG sollte weiter ausgebaut werden. An der Absicht, im Zweiten Änderungsgesetz zum Aufenthaltsgesetz das Beteiligungserfordernis auf alle Fälle der zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernisse nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG sowie über das Vorliegen von Ausschlussgründen nach § 25 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe a) bis d) AufenthG auszuweiten, sollte festgehalten werden. Die Hinweise des Bundesamtes zur Aufbereitung der Anfragen durch die Ausländerbehörden sollten in die künftige Verwaltungsvorschrift zum AufenthG aufgenommen werden.

� Feststellungen durch die Bundespolizei und die beauftragten Behörden (Zollverwaltung, Landespolizei, Wasserschutzpolizei HH und HB) bezüglich Aufgriffen an bundesdeutschen Land- und Seegrenzen und auf den Flughäfen


� Der Ausländer hält sich illegal in Deutschland auf, hat jedoch ein laufendes Asylverfahren bzw. einen bereits abgelehnten Asylantrag in einem anderen Mitgliedsstaat; an diesen stellt das Bundesamt ein Wiederaufnahmegesuch.


� Cat 1 (Kategorie 1) = Asylbewerber, CAT 2 = Aufgriffe illegal Aufhältiger im Inland; CAT 3: Aufgriffe bei illegalem Grenzübertritt
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